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Vorwort
Der ursprüngliche Autor dieses Buches, Helmut Dohr, im
Jahr 2014 verstorben, hat mir große Schuhe hingestellt. Dies
wurde mir klar, als ich sein Buch zum ersten Mal in Händen
hielt. In ihm begegneten mir nicht nur die Gedanken eines
engagierten Mannes mit klarem demokratischen
Wertekompass, sondern auch großer Fachkenntnis und
historischem Sensorium. Ich hoffe, mir ist es gelungen, das
Werk in seinem Sinne fortzusetzen, bei dem auch ich – nur
aus Gründen der Lesbarkeit – am grammatikalischen
Geschlecht festgehalten habe.
Es befindet sich auf dem Stand Oktober 2020 und punktuell
konnten noch Entwicklungen des Jahres 2021
Berücksichtigung finden. Der Aufbau des Buchs ist im
Wesentlichen gleichgeblieben. Dem zeitlichen Abstand zur
letzten Auflage geschuldet, mussten Akzente vereinzelt
anders gesetzt werden – tempus fugit! So wurde den
Rechten und Pflichten des Beamten – insbesondere der
Thematik Alimentation, Konkurrentenstreitigkeiten, aber
auch Verfassungstreue und umfassende
Rechtsschutzgarantie – intensiver Aufmerksamkeit
geschenkt; die große Anzahl von Rechtsstreitigkeiten sprach
dafür. Auch soweit es die großen Themen der Welt betrifft,
war seitdem manches im Fluss. Nicht nur ein
amerikanischer, inzwischen Ex-US-Präsident hatte die
westliche Welt aus dem Tritt gebracht; auch die Europäische
Union sieht sich inzwischen Fliehkräften ausgesetzt, die vor
Jahren noch undenkbar waren. Der „Brexit“ belegt
eindrücklich, wie fragil der europäische Staatenbund
geworden ist. Hatte Helmut Dohr sich noch um eine
Überdehnung der Europäischen Union vor allem wegen



eines möglichen Beitritts der Türkei gesorgt, ist deren
Beitritt derzeit kein Thema mehr. Die Frage der
Überdehnung der Union ist hingegen weiterhin aktuell – was
für seinen Weitblick spricht. Der von ihm schon in der 21.
Auflage angesprochenen Grundrechtsentwicklung musste
erneut Augenmerk geschenkt worden und damit auch
ausführlicher dem Bundesverfassungsgericht. Als „Hüter der
Verfassung“ hat es diese Entwicklung in den letzten Jahren
durch weitere spektakuläre Entscheidungen forciert: etwa
zum Selbsttötungsrecht, zum „Dritten Geschlecht“, zu
Kompetenzüberschreitungen der EU, zur
Grundrechtsgebundenheit auch außerhalb des
Staatsgebietes, zur Auslegung von Unionsgrundrechten oder
zum Klimaschutzgesetz. Dieser Prozess erfolgt in immer
engerem Schulterschluss mit dem Europäischen Gerichtshof
und dem Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte
einschließlich der aus diesem „Rechtsprechungsdreieck“
entstehenden Spannungen. Dies verlangte, auch ihnen
verstärkt Beachtung zu schenken. Bei alledem versucht das
Buch aber in erster Linie aufzeigen: Mögen Staat,
Verfassung und Politik auch noch so wirkmächtige
soziologische Faktoren sein; letztlich trägt jeder Einzelne,
der in diesem Land seine Heimstatt gefunden hat,
Verantwortung. Verantwortung für ein Gemeinwesen,
welches jedem ein Optimum an Entfaltungsfreiheit zu
gewährleisten trachtet. Dabei wächst den Bediensteten der
Polizei eine besondere Verantwortung zu. Freiheit und
privates Glück können nur in Abwesenheit von Gewalt
gelebt und erfahren werden. Ansonsten bleiben sie
theoretisch und ihr Fehlen bildet den Nährboden für
Extremismus: Durch Gewalttätige, die in ihrem Handeln
ohne staatliche Ordnungsmacht weiter voranschreiten
würden; schließlich aber auch durch Menschen, deren
schwindendes Sicherheitsgefühl sie in die Arme politischer



Akteure treibt, für die Freiheit nur ein Wort ist. In diesem
Sinne möge das Buch zur Ausbildung von Frauen und
Männern beitragen, die zwar abwägend, aber zugleich
entschlossen entscheiden.

Leipzig im November 2021
Günter C. Burmeister
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